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I. Abschnitt. 

Einleitung. 
Die Strafrechtsreformbestrebungen in den 

verschiedenen Ländern. 
§ 1. G e s c h i c h t l i c h e r Ü b e r b l i c k . 

ndvra gel Wenn für irgend eine Dekade der letzten 
hundert Jahre deutscher Entwicklung dieser Satz vom 
Fließen aller Dinge Geltung beanspruchen darf, dann für 
die, in deren Anfang wir jetzt stehen. 

Nach einem halben Jahrhundert mühsamer, von viel-
fachen Hemmungen und häufigen Rückschlägen begleiteter 
Entwicklung des deutschen Staatenbundes zum deutschen 
Bundesstaat war es schließlich Bismarck gelungen, die deut-
schen Stämme zum Deutschen Reich zu einen. Eine Ver-
fassung wurde von ihm geschaffen, die zugeschnitten war 
auf eine einzelne kraftvolle Persönlichkeit als Kanzler, 
auf einen klugen, sich weise im Hintergrund haltenden 
Monarchen und auf ein Parlament ohne entscheidende Funk-
tionen. Die der Reichsgründung folgenden Jahrzehnte 
aber, äußerlich im Zeichen treibhausschneller Entwicklung 
stehend, brachten mit dem Übergang der Krone auf Wil-
helm H., dem Ausscheiden Bismarcks, dem allmählichen 
Erstarken der Sozialdemokratie und der Entwicklung 
Deutschlands zu einem Industrie- und Handelsstaat mit 
Anspruch auf weltwirtschaftliche Bedeutung immer tiefer 
klaffende Risse in den Bau des Reiches. Stärker machte 
der vierte Stand, die organisierte, klassenbewußte Arbeiter-
schaft, zahlenmäßig in rapidem Anwachsen begriffen, seine 
Rechte auf Mitwirkung an der Leitung des Staates und 
auf Befragen um seinen Willen geltend. Die Reichsgesetz-
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gebung zum Wohle der Arbeiter in den achtziger und neun-
ziger Jahren war nur eine notdürftige Konzession ohne 
ausschlaggebende Bedeutung. Auch der Beginn des Welt-
krieges mit seinem einmütigen Zusammenstehen der ge-
samten Nation in der Stunde der Not erwies sich als eine 
nur vorübergehende Erscheinung, die die Gefahren nicht 
verschleiern durfte, die dem Staate, wie er sich auf der 
Reichsverfassung vom 16. April 1871 gründete, durch das 
Proletariat drohten. Der verlorene Krieg beschleunigte nur 
eine Entwicklung, die im Wesen der Zeit bedingt war: der 
elementare Nervenzusammenbruch des deutschen Volkes im 
November 1918 verhinderte in Gestalt'der anorganischen 
Revolution eine allmähliche, organisch sich vollziehende Evo-
lution. Im August 1919 erhielt die deutsche Republik so-
dann eine neue, auf republikanisch-demokratisch-parlamen-
tarisch-unitarischem Grunde aufgebaute Verfassung, die seit-
her nur in geringfügigen Einzelheiten Änderungen er-
fahren hat. 

Diese hier nur in ihren äußersten Umrissen zu zeichnende 
Entwicklung hat sich mehr oder minder ausgeprägt und 
zu mehr oder minder einschneidenden äußeren Staatsum-
wälzungen führend in den letzten hundert Jahren in allen 
Ländern europäischer Kultur vollzogen. Auf unserem ganzen 
Kontinent sehen wir die Völker den Weg vom vorwiegend 
ackerbautreibenden zum industriellen Staat gehen. Überall 
sehen wir, damit verbunden, das Anwachsen und Aufsteigen 
einer organisierten Arbeiterschaft, die sich zunächst neben 
Adel und Bürgertum stellt, um beide bald an Bedeutung zu 
überflügeln; überall sehen wir auch eine Erweiterung des 
weltpolitischen Horizontes und der weltpolitischen Wirkung 
des Staates als solchen. 

§ 2 . D i e S t r a f r e c h t s r e f o r m A u ß e r e u r o p a s . 
Hand in Hand mit dieser großen sozialen und politischen 

Umwertung der Begriffe geht in vielen Ländern gerade im 
letzten Jahrzehnt eine z. T. erst geplante, z. T. bereits durch-
geführte Reform desjenigen Gesetzes, das am stärksten und 
unmittelbarsten den Wandel politischer und ethischer An-
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schauungen eines Volkes widerspiegelt: d e s S t r a f g e -
s e t z e s . 

Schon mit Beginn dieses Jahrhunderts taucht fast in 
jedem zivilisierten Land der Erde der Gedanke auf, die je-
weils bestehende und durch die Zeitverhältnisse allmählich 
überholte Strafgesetzgebung zu reformieren und den ver-
änderten und sich dauernd weiter verändernden wirtschaft-
lichen und politischen Verhältnissen anzupassen. In drei Erd-
teilen, in Europa, Asien und Amerika, sehen wir in den 
letzten zwanzig Jahren Entwürfe zu neuen Strafgesetz-
büchern entstehen und neue Strafgesetze in Kraft treten. 
In vielen, besonders in außereuropäischen Ländern ist diese 
Strafrechtsreform bereits abgeschlossen, anderswo, vor 
allem im Abendlande, stehen wir noch mitten darin. 

So erhielt Niederländisch-Indien 1918 ein neues Straf-
gesetzbuch, von den amerikanischen Staaten Venezuela 1904, 
Ecuador 1906 ein solches; im fernen Osten wurde die Straf-
rechtsreform in China 1912, in Japan, Korea und Siam 1908 
beendet, während in Brasilien ein Entwurf von 1913, in 
Argentinien Entwürfe von 1906 und 1907 vorliegen. 

§3. D i e S t r a f r e c h t s r e f o r m 
in den e u r o p ä i s c h e n L ä n d e r n . 

In den europäischen Ländern haben die Reformarbeiten 
ganz allgemein noch zu keinem endgültigen Abschluß ge-
führt. Auch hier ist man aber mit Ausnahme gerade der 
drei größten Mächte: England, Frankreich und Rußland, 
die sich bisher auf Novellengesetzgebung beschränkt haben, 
eifrig am Werke, grundlegende Strafrechts- und damit 
vielfach verbundene Strafvollzugsreformen durchzuführen. 
Neben Dänemark, Polen, Serbien und Ungarn sind hier vor 
allem die bereits vorliegenden Entwürfe Deutschlands, 
Deutsch-Österreichs, Schwedens, Italiens und der Schweiz 
zu nennen, auf deren Entstehungsgeschichte, mit Ausnahme 
der des italienischen Entwurfs, die später ausführlicher zu 
behandeln sein wird, an dieser Stelle kurz eingegangen wer-
den soll. 
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a) D e u t s c h l a n d . Gleichlaufend fast mit der oben 
in ihren äußersten Grundrissen aufgezeichneten geschicht-
lichen Entwicklung Deutschlands in den letzten fünfzig 
Jahren sind als ein beinahe getreues Abbild der großen politi-
schen Ereignisse die Geschichte der deutschen Strafgeseta-
gebung und die Bestrebungen ihrer Reformierung zu beob-
achten. Fällt doch die Geburtsstunde des deutschen Straf-
gesetzbuches fast zusammen mit der bis 1918 geltenden 
Reichsverfassung, und wird doch auch vermutlich die Todes-
stunde dieser Reichsverfassung und die des Strafgesetz-
buches von 1871 sub specie historiae zeitlich kaum weit 
auseinander liegen. Reichsverfassung und Strafgesetzbuch 
hatten so ein halbes Jahrhundert lang gemeinsam als wesent-
lichste Pfeiler den Bau des Deutschen Reiches zu tragen. 
Ebenso wie die Reichsverfassung hat auch das strafrecht-
liche Gewand, nach einem siegreichen Kriege dem deutschen 
Volke angemessen, dem sich dehnenden und wachsenden 
Volkskörper nicht mehr genügen können, und lange, bevor 
man an eine durchgreifende Änderung der schwerer beweg-
lichen und naturgemäß nur durch außerordentliche Ge-
schehnisse abänderbaren Reichsverfassung dachte, hatte 
man bereits eine grundlegende Reform" des Strafgesetz-
buches von 1871 ins Auge gefaßt. 

Bereits im Jahre 1902 hatte der damalige Staats-
sekretär des Reichsjustizamtes Dr. Nieberding die Not-
wendigkeit einer allgemeinen Reform des Strafrechts er-
kannt. Im November 1902 bildete sich auf seine Anregung 
hin im Reichsjustizamt in Berlin ein wissenschaftliches 
Komitee von führenden Strafrechtsprofessoren. Sowohl die 
klassische wie die moderne wie auch die zwischen beiden ver-
mittelnde Schule (s. u. § 9) waren durch ihre Führer, u. a. 
durch Wach, Kahl, v. Lilienthal, v. Liszt, Frank und 
v. Hippel, vertreten. Unter Mitarbeit nahezu sämtlicher 
Lehrer des Strafrechts an deutschen Universitäten wurde 
von diesem Komitee in siebenjähriger Arbeit eine „Ver-
gleichende Darstellung des deutschen und ausländischen 
Strafrechts" geschaffen, die die Ergebnisse der Rechtsver-
gleichung zwischen den einzelnen Kulturstaaten zusammen-
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stellte, sie kritisch, beleuchtete und daraus Schlösse und 
Vorschläge für die geplante Reform des deutschen Straf-
rechts zog. Auf Grund dieses umfangreichen wissenschaft-
lichen Werkes erschien als Ergebnis der Tätigkeit einer 
Kommission praktischer Juristen unter Vorsitz des da-
maligen Direktors im preußischen Justizministerium Lucas 
der „Formulierte Vorentwurf zu einem deutschen Strafge-
setzbuch nebst Begründung", der nicht den Standpunkt 
einer bestimmten wissenschaftlichen Richtung vertrat und 
im allgemeinen in der Öffentlichkeit Billigung fand. Um die 
Weiterarbeit auf der durch diesen Vorentwurf geschaffenen 
Grundlage zu fördern, stellten in den folgenden beiden 
Jahren die Professoren Goldschmidt, Kahl, v. Lilienthal 
und v. Liszt einen Gegenentwurf mit Begründung auf, wäh-
rend von 1911—1913 eine Kommission von einundzwanzig 
Juristen aus Theorie und Praxis unter Vorsitz von Lucas 
und später von Kahl den „Kommissionsentwurf von 1913" 
ausarbeitete, der aber zunächst unveröffentlicht blieb und 
dann, durch die Kriegsereignisse und den Umschwung der 
politischen Verhältnisse in vielem überholt, neuerdings 
von einer auf Anregung des damaligen Staatssekretärs 
Dr. v. Krause gebildeten Kommission überprüft und den 
neuen Verhältnissen angepaßt wurde. Die Arbeiten dieser 
Kommission waren im November 1919 beendet. Es wurde 
darauf im Reichsjustizministerium eine Denkschrift zu 
diesem „Entwurf von 1919" hergestellt und beides Anfang 
1921 zusammen mit dem Kommissionsentwurf von 1913 
veröffentlicht. Der Entwurf von 1919 ist ebensowenig wie 
der Vorentwurf, der Gegenentwurf und der Kommissions-
entwurf ein Regierungsentwurf. In ihm haben die Verfasser 
„lediglich ihren persönlichen Überzeugungen Ausdruck ge-
geben", l) und die Reichsregierung sowie die Regierungen 
der Länder lehnen jede Verantwortung für den Inhalt aus-
drücklich ab. Zur Zeit befindet sich, nachdem die Auf-
stellung- eines offiziellen Regierungsentwurfes nach Mit-
teilung des damaligen Reichsjustizministers Dr. Radbruch 

l ) Denkschrift zum Entwurf von 1919. 
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beendet ist, der Entwurf im Kabinett. Welchen Wandlungen 
er inhaltlich durch den abermaligen Wechsel in der Leitung 
des Reichsjustizministeriums unterworfen sein wird, ist noch 
nicht bekannt. Jedenfalls wird dies nunmehr zwanzigjährige 
Reformwerk auch in den nächsten Monaten noch nicht 
zu Ende geführt werden können, und, bis das neue dem 
deutschen Volke dringend notwendige Strafgesetzbuch in 
Kraft treten kann, wird möglicherweise die Mitte des Jahr-
zehntes herankommen. 

b) Ö s t e r r e i c h . Wenn wir geneigt sind, das Viertel-
jahrhundert Reformarbeit, das in Deutschland nötig sein 
wird, um ein neues, der Zeit gemäßes Strafgesetzbuch er-
stehen zu lassen, für eine lange Zeitspanne zu halten, so 
brauchen wir nur die Reformarbeiten unseres Schwester-
landes Österreich-Ungarn, bez. Deutsch-Österreich, in Be-
tracht zu ziehen, um festzustellen, daß eine fünfundzwanzig-
jährige Reifezeit für ein neues Strafgesetzbuch keine un-
verhältnismäßig lange Frist ist. 

Das geltende österreichische Strafgesetzbuch vom 
27. Mai 1852 beruht im wesentlichen auf dem Strafgesetz 
von 1803. Dieser Umstand macht es erklärlich, daß in 
Österreich noch viel eher als bei uns der Zustand eintrat, 
daß „die Strenge der Strafdrohungen, die verhältnismäßige 
Wertung der Rechtsgüter und der Umfang, den das Gesetz 
dem gerichtlich strafbaren Unrechte gegeben hat . . . mit 
den Anschauungen und Bedürfnissen unserer Zeit in Wider-
spruch"1) steht. So wurde in Österreich bereits acht Jahre 
nach Inkrafttreten des Strafgesetzbuches von 1852 im 
Februar 1861 die Ausarbeitung eines neuen Strafgesetz-
buchs durch Allerhöchste Entschließung angeordnet. Der 
erste, im wesentlichen durch den Sektionschef v. Hye ge-
tätigte Reformversuch, der sich ein Jahrzehnt lang hinzog, 
blieb jedoch ohne Erfolg. Nach dem Inkrafttreten des 
deutschen Strafgesetzbuchs von 1871 trat man in Öster-
reich-Ungarn neuerdings dem Reformgedanken näher. Aber 

!) Einleitung zu den erläuternden Bemerkungen zum Entwurf 
eines österreichischen Strafgesetzbuches. XXI. Session; 1912. 



§ 3- Die Strafrechtsreform in den europäischen Ländern. 7 

weder dem durch den Justizminister Glaser 1874 dem Herren-
hause vorgelegten Entwurf noch zwei weiteren Entwürfen 
war Erfolg beschieden. Ein frischer Zug kam erst wieder 
durch den Justizminister Graf Gleispach in die Reformbe-
strebungen, als dieser 1895 eine Ministerialkommission ein-
setzte, die auf neuer Grundlage einen Entwurf ausarbeiten 
sollte. Im Herbst 1902 war dieser Entwurf zustande ge-
bracht, wurde von namhaften Juristen durchberaten und 
1906 dem Justizministerium vorgelegt. Gleichzeitig mit 
dem Entwurf eines Strafgesetzbuches wurden dem Minister 
die Entwürfe von vier anderen Gesetzen, nämlich eines 
„Gesetzes betreffend die Festsetzung polizeilicher Straf-
bestimmung über Gegenstände, die bisher im Strafgesetz 
geregelt weren", eines „Gesetzes über die zwangsweise An-
haltung zur Arbeit", eines „Gesetzes, womit die Strafpro-
zeßordnung abgeändert wird" und eines Einführungsge-
setzes unterbreitet. Vor Einbringung der Gesetze in den 
Reichsrat wurden auf Anregung des Justizministers Dr. Klein 
die Gutachten einer Anzahl von Rechtslehrern österreichi-
scher Universitäten und die hervorragender praktischer 
Juristen eingefordert, worauf der Entwurf zum Strafge-
setzbuch nochmals unter Berücksichtigung dieser Gutachten 
von einer engeren Kommission durchberaten wurde, der 
unter anderem die Professoren Graf Gleispach, Groß und 
Lenz angehörten. Darauf wurde von der gleichen Kom-
mission die Beratung der prozeßrechtlichen Entwürfe unter-
nommen. Im Herbst 1909 wurden die nunmehr fertigge-
stellten Entwürfe des neuen materiellen und prozessualen 
Rechts als „Vorentwürfe" veröffentlicht und im Jahre 1912 
als „Regierungsentwürfe" nach neuen Beratungen, Berichti-
gungen und Abänderungen mit erläuternden Bemerkungen 
der Öffentlichkeit übergeben. 

Die Kriegsjahre und der darauffolgende Zusammen-
bruch und Zerfall des österreichisch-ungarischen Kaiser-
reiches haben den Abschluß der Reform zunächst unmög-
lich gemacht. Die Veröffentlichung des deutschen Ent-
wurfs von 1919 erst hat auch in Deutsch-Österreich den 
Weitergang der Reformarbeiten wieder in Fluß gebracht 


